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Amtliche 
Bekanntmachungen

Bekanntmachung 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Kommunal-
wahlen am 26. Mai 2024

1. Das Wählerverzeichnis für die Wahl 

 - der Kreistagsmitglieder
 - der Stadtratsmitglieder
 - des Bürgermeisters
 - der Ortsteilbürgermeister

 in der Stadt Bad Blankenburg wird in der Zeit vom 06. bis 10. Mai 2024 
während der allgemeinen Öffnungszeiten

 Dienstag 09.00 – 12.00 Uhr und 14.00 – 16.00 Uhr
 Donnerstag 09.00 – 12.00 Uhr und 14.00 – 17.30 Uhr 
   (am 09. Mai 2024 zu Christi Himmelfahrt geschlossen)
 Freitag 09.00 – 12.00 Uhr

 in der Stadtverwaltung Bad Blankenburg, Bürgerservice, Markt 1, 07422 
Bad Blankenburg  für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit und Vollständigkeit der zu sei-
ner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von an-
deren im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat 
er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, 
für die im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 Bundes-
meldegesetz eingetragen ist.

 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Ein-
sichtnahme ist durch ein Bildschirmgerät möglich.

2. Jeder Wahlberechtigte, der das Wählerverzeichnis für unrichtig oder un-
vollständig hält, kann in der Zeit vom 06. bis 10. Mai 2024 Einwendungen 
gegen das Wählerverzeichnis erheben.

 Einwendungen können darauf gerichtet sein, eine neue Eintragung vorzu-
nehmen oder eine vorhandene Eintragung zu streichen oder zu berichti-
gen. Die Einwendungen müssen bei der Stadtverwaltung Bad Blankenburg, 
Einwohnermeldeamt, Markt 1, 07422 Bad Blankenburg schriftlich erho-
ben oder zur Niederschrift erklärt werden; die vorgetragenen Gründe sind 
glaubhaft zu machen. Nach Ablauf der Einsichtsfrist sind Einwendungen 
nicht mehr zulässig.

3. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen  
Wahlschein (hierzu unten Nr. 5) hat.

 Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten 
bis 05. Mai 2024 eine Wahlbenachrichtigung.

 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt 
muss rechtzeitig Einwendungen gegen das Wählerverzeichnis erheben, um 
nicht Gefahr zu laufen, sein Wahlrecht nicht ausüben zu können.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an den Kommunalwahlen im Wege der 
Briefwahl teilnehmen.

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag,

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Frist zur Erhe-
bung von Einwendungen versäumt hat,

b) wenn die Voraussetzungen für seine Eintragung in das Wählerver-
zeichnis erst nach Ablauf der Frist zur Erhebung von Einwendungen 
eingetreten sind oder

c) wenn das Wahlrecht aufgrund einer erhobenen Einwendung festge-
stellt wurde und dies der Gemeinde erst nach Abschluss des Wähler-
verzeichnisses bekannt wird.

  
6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlbe-

rechtigten bis zum 24. Mai 2024, bis 18:00 Uhr, bei der Stadtverwaltung 
Bad Blankenburg, Einwohnermeldeamt, Markt 1, 07422 Bad Blankenburg 
mündlich oder schriftlich beantragt werden (möglich auch Fax: 036741-
3755 oder Beantragung über unsere Homepage www.bad-blankenburg.
de). Eine telefonische Antragstellung ist unzulässig. 

 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahl-
raumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich 
macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag,15.00 Uhr, gestellt werden. 

 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahl-
schein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum 25. Mai 2024,12.00 Uhr, 
ein neuer Wahlschein erteilt werden.

 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus 
den unter 5.2 Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf 
Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag,15.00 Uhr, stellen. 

7. Für den Fall, dass bei der Wahl am 26. Mai 2024 kein Bewerber mehr als 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält, findet am zweiten Sonntag 
nach der Wahl, am 09. Juni 2024 eine Stichwahl statt. Stimmberechtigt für 
die Stichwahl ist, wer bereits für die erste Wahl stimmberechtigt war, sofern 
er nicht in der Zwischenzeit sein Stimmrecht verloren hat.

 Wahlberechtigte, die nicht im Wählerverzeichnis eingetragen sind und für 
die erste Wahl am 26. Mai 2024 einen Wahlschein erhalten haben, erhal-
ten von Amts wegen einen Wahlschein für die Stichwahl mit Briefwahlun-
terlagen.

    
 Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, können 

bereits vor der Wahl am 26. Mai 2024 einen Wahlschein für die Stichwahl 
beantragen.  

 Wahlscheine für die Stichwahl können bis zum 07. Juni 2024  bis 18.00 
Uhr bei der Stadtverwaltung Bad Blankenburg, Einwohnermeldeamt, 
Markt 1, 07422 Bad Blankenburg, mündlich oder schriftlich (möglich auch 
per Fax: 036741-3755 oder Beantragung über unsere Homepage www.
bad-blankenburg.de) beantragt werden. Eine telefonische Antragstellung 
ist unzulässig. 

 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahl-

raumes am Stichwahltag nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig-
keiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Stichwahltag, 15.00 
Uhr, gestellt werden. 

 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahl-
schein für die Stichwahl nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum 08. Juni 
2024, bis 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.

8.  Wer den Wahlscheinantrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein 
hilfebedürftiger Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hil-
fe einer anderen Person bedienen. 
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 Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte:
- einen amtlichen Stimmzettel für jede Wahl, zu der der Antragsteller 

wahlberechtigt ist      
- einen amtlichen Stimmzettelumschlag
- einen Wahlbriefumschlag, auf dem der Name der Gemeinde, die An-

schrift der Stadtverwaltung, die Nummer des Stimmbezirkes und des 
Wahlscheins angegeben ist, sowie 

- ein Merkblatt für die Briefwahl.

 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen 
ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterla-
gen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der oben genannten Behörde vor Empfangnahme der Unterlagen 
schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person 
auszuweisen.

 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief so rechtzeitig an die 
auf dem Wahlbrief angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort 
spätestens am Wahltag, dem 26. Mai 2024 bis 18 Uhr bzw. im Fall einer 
Stichwahl am Tag der Stichwahl, dem 09. Juni 2024 eingeht. Der Wahlbrief 
kann auch bei der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle auch 
abgegeben werden.

 Nähere Hinweise über die Briefwahl sind dem Merkblatt für die Briefwahl 
zu entnehmen.

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter 
sowie Personen, die divers oder ohne Eintrag im Geburtenregister sind.

Bad Blankenburg, den 11.04.2024

Anja Jauch
Wahlleiterin Stadt Bad Blankenburg

Friedhofsgebührensatzung 
für den Friedhof der 
Evangelischen Kirchengemeinde Watzdorf 

Der Gemeindekirchenrat der Evangelischen Kirchengemeinde Watzdorf hat 
aufgrund von § 44 Absatz 1 des Kirchengesetzes Kirchengesetz über die evan-
gelischen Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Fried-
hofsgesetz-FriedhG) vom 20. November 2020 (ABI. EKM 2020 S. 228), in seiner 
Sitzung am 25.04.2023 die folgende Satzung beschlossen: 

§1 
Ruhefristen 

Für den Friedhof in Watzdorf geHen folgende Ruhefristen: 
1. für Erdbestattungen 20 Jahre, 
2. für Urnenbestattungen 20 Jahre. 

§2 
Gebühren 

(1) Die in dieser Gebührensatzung mit einer Gebühr belegten Leistungen sind 
ausschließlich dem Friedhofsträger vorbehaHen. 

(2) Tarife: 
1. Grabberechtigungsgebühren  Euro
 Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der Zuordnung 
 im Gesamtplan jeweils pro Jahr der Nutzung 
1.1 Erdgrabstätten 
1.1.1 Erdwahlgrabstätte, je Grabstelle  27,00

Veröffentlichungen 
anderer Körperschaften

– Ende des amtlichen Teils –

 (1 Sarg und bis zu 1 Urne) 
1.1.2 Erdreihengrabstätten 
 entfällt 
1.2 Urnengrabstätten 
1.2.1 Urnenwahlgrabstätten, je Grabstelle  15,00
1.2.2 Urnenreihengrabstätte friedhofsgepflegt  26,00
 (1 Urne) 
 (einschließlich Anlage, Gestaltung, lnstandhaltung und 

Pflege durch den Friedhofsträger sowie Namensnennung. 
Die Namensnennung wird durch den Friedhofsträger in 
Auftrag gegeben. Die Kosten für die Namensnennung 
werden nach Ausführung ohne Aufschlag an den Nut-
zungsberechtigten weiter berechnet.) 

1.3 Reservierungen I Verlängerungen
1.3.1 Reservierung 
 Wird ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte ohne 

zeitgleiche Anmeldung einer Bestattung vergeben (§ 22 
Absatz 5 FriedhG), wird ab dem Zeitpunkt der Nutzungs-
rechtsvergabe die jährliche Grabberechtigungsgebühr 
nach den Tarifstellen 1.1.1 und 1.2.1 erhoben. 

1.3.2 Verlängerung
 Ist bei Bestattungen auf einer Erd-oder Umenwahlgrab-

stätte, an der bereits ein Nutzungsrecht besteht, zur 
Einhaltung der Ruhefrist die Verlängerung des Nutzungs-
rechtes erforderlich, wird für die Verlängerungszeiträume, 
die ganze abgeschlossene Jahre umfassen, die jährliche 
Grabberechtigungsgebühr nach den Tarif stellen gemäß 
1.1.1 und 1.2.1 sowie für Verlängerungszeiträume, die 
weniger als ganze Jahre umfassen, für jeden abgeschlos-
senen Monat ein Zwölftel der jährlichen Grabberechti-
gungsgebühr nach den Tarifstellen gemäß 1.1.1 und 
1.2.1 erhoben.

2.  Friedhofsunterhaltungsgebühr
 Entfällt

3. Bestattungsgebühren
 Entfällt

4.  Nutzung Friedhofskapelle I Trauerhalle
 Entfällt

5. Verwaltungsgebühren 
5.1 Zulassung von Gewerbetreibenden 
 (Steinmetze, Bestatter, Gartenbaubetriebe, Fotografen) 
5.1.1 Zulassung von Gewerbetreibenden jeweils für 1 Jahr 40,00
5.1.2 Ablehnung I Rücknahme I Widerruf einer Zulassung  30,00
 (auch Widerruf einer Zulassung für Rednerinnen und 
 Redner gemäß § 19 Absatz 3 Satz 4 FriedhG); pro Vorgang
5.2 Bearbeitung Antrag auf Ausgrabung I Umbettung  65,00
 pro Vorgang 

(3) Für die der Umsatzsteuerpflicht unterliegenden Gebührenpositionen wird 
zusätzlich die gesetzliche Umsatzsteuer erhoben und separat im Gebüh-
renbescheid ausgewiesen. Leistungen, die der Umsatzsteuer unterliegen, 
sind entsprechend gekennzeichnet (*zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer 
in der jeweils gültigen Fassung, 19% Stand 2021 ).

§3 Gewerbliche Leistungen
Entfällt

Ausfertigung: 
Die vom Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde Watzdorf am 25.04.2023 
beschlossene Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof in Watzdorf wurde 
dem Kreiskirchenamt Meiningen als zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. 
Die Aufsichtsbehörde hat am 09.08.2023 unter dem Aktenzeichen 17/84 
K 330 vorstehend genannter Ordnung die kirchenaufsichtliche Genehmigung 
erteilt.
[Nur für Thüringen: Die Rechtsaufsichtsbehörde, die für die Kommunalgemeinde 
zuständig ist, auf deren Gebiet sich der Friedhof befindet, hat am 01.11.2023 
die erforderliche Genehmigung erteilt.] 
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Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung der Kirchengemeinde 
Watzdorf wird hiermit ausgefertigt und öffentlich bekannt gemacht. 

Meiningen, den 06.11.2023

Witt
Leiter Kreiskirchenamt

Gebührenordnung 
aus Anlass einer Kasualie
Vom 25.04.2023

Der Gemeindekirchenrat Watzdorf, hat in seiner Sitzung vom 25.04.2023, die 
nachstehende Gebührenordnung beschlossen:

§1 
Gegenstand der Gebühren 

(1) Für gottesdienstliches Handeln wird keine Gebühr erhoben. Verkündigen-
des und Seelsorgerfiches Handeln gehört zum unmittelbaren Auftrag der 
Kirchengemeinden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und 
geschieht neben den allgemeinen Gottesdiensten auch bei Taufen, Trauun-
gen, Beerdigungen oder ähnlichen Anlässen (Kasualien). 

(2) Für die Benutzung von Räumen oder Grundstücken bzw. bei der Inanspruch-
nahme von Leistungen der Kirchengemeinde aus Anlass einer Kasualie, 
durch die für die Kirchengemeinde zusätzliche Aufwendungen entstehen, 
werden Gebühren und Auslagen (Kosten) nach dieser Ordnung erhoben, 
soweit solche nicht bereits nach einer anderen Gebührenordnung erhoben 
worden sind. Gleiches gilt für Anlässe, die ohne Beteiligung der Kirchenge-
meinde in deren Räumen oder auf deren Grundstücken stattfinden. 

(3) Im Übrigen richtet sich die Nutzung nach den §§ 19 und 20 des Vermö-
gensverwaltungs- und Aufsichtsgesetzes und den Nummern 19.1 und 20 
der Vermögensverwaltungs- und Aufsichtsverordnung. 

§2 
Kostenschuldner

(1) Schuldner der Kosten ist:
a) wer eine Nutzung von Räumen oder Grundstücken mit oder ohne 

Beteiligung der Kirchengemeinde außerhalb der ortsüblichen Gottes-
dienstzeiten veranlasst, 

b) oder für wen die Kirchengemeinde im Zusammenhang mit einer Ka-
sualie oder Benutzung von Räumen und Grundstücken nach a) tätig 
wird. 

(2) Für die Kostenschuld haftet in jedem Falle auch, wer sich gegenüber der 
Kirchengemeinde schriftlich zur Tragung der Kosten verpflichtet hat. 

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

§3 
Entstehung der Kostenschuld, Fälligkeit

(1) Die Kostenschuld entsteht mit der Beantragung der Kasualie, der In-
anspruchnahme einer Leistung der Kirchengemeinde oder bei der 
Beantragung einer Benutzung von Räumen oder Grundstücken der Kir-
chengemeinde. 

(2) Die Kosten werden durch Bescheid erhoben und sind sofort nach Bekannt-
gabe des entsprechenden Bescheides fällig.

(3) Die Kirchengemeinde kann die Benutzung von Räumen und Grundstücken 
oder die Inanspruchnahme von Leistungen verweigern, wenn erwartet 
werden muss, dass Kosten nicht entrichtet und entsprechende Sicherheiten 
auch nicht geleistet werden können. 

§4 
Stundung, Erlass und Rückzahlung von Kosten 

(1) Forderungen dürfen von der zuständigen Stelle nur gestundet, niederge-
schlagen oder erlassen werden, wenn 

1.  im Fall der Stundung die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten 
für die zahlungspflichtige Person verbunden wäre und der Anspruch 
durch die Stundung nicht gefährdet wird, 

2.  im Fall der Niederschlagung feststeht, dass die Einziehung keinen Er-
folg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhält-
nis zur Höhe des Anspruchs stehen, 

3.  im Fall des Erlasses die Einziehung nach Lage des einzelnen Falles für 
die zahlungspflichtige Person eine besondere Härte bedeuten würde. 
Das Gleiche gilt für die Rückzahlung oder die Anrechnung von geleis-
teten Beträgen. 

(2) Sind der Kirchengemeinde im Zusammenhang mit einer beantragten Ka-
sualie oder Benutzung von Räumen und Grundstücken zusätzliche Auf-
wendungen entstanden, ohne dass die Kasualie stattfindet oder der Anlass 
wahrgenommen wird, so sind die entstandenen Aufwendungen in voller 
Höhe zu erstatten. Bereits gezahlte Kosten werden nicht, auch nicht teil-
weise, zurückgezahlt. Absatz 1 bleibt davon unberührt. 

§5 
Veranstaltungen ohne Beteiligung der Kirchengemeinde 

Die Nutzung kirchlicher Räume oder Grundstücke bedarf in jedem Einzelfall 
einer Entscheidung des Gemeindekirchenrates. Ein Anspruch auf Nutzung ent-
steht durch diese Ordnung nicht. Die Nutzung wird insbesondere versagt, wenn 
sie im Widerspruch zur Widmung des Raumes oder des Grundstückes steht 
oder ein anderer Grund für einen Nutzungsausschluss nach Nummer 20 Ver-
mögensverwaltungs- und Aufsichtsverordnung vorliegt.

§6 
Rechtsbehelfe 

(1) Gegen einen Bescheid der Kirchengemeinde auf Grund dieser Gebühren-
ordnung ist der Widerspruch zulässig. Der Widerspruch ist bei der Kirchen-
gemeinde einzulegen. 

(2) Kann dem Widerspruch nicht abgeholfen werden, so ist der Vorgang an 
das Kreiskirchenamt zur endgültigen Entscheidung weiter zu reichen. 

(3) Das Einlegen eines Widerspruchs hemmt nicht die Verpflichtung zur sofor-
tigen Zahlung des Kostenbetrages. 

§7 
Kosten 

(1) Für die Benutzung von Räumen oder Grundstücken außerhalb der ortsüb-
lichen Gottesdienstzeiten wird eine pauschalisierte Nutzungsgebühr wie 
folgt erhoben: 
a) für kirchliche Bestattungen und damit im Zusammenhang 
 stehende Gedenkfeiern  50 €
b) für nichtkirchliche Bestattungen und damit im 
 Zusammenhang stehende Gedenkfeiern  100 €
c) für andere Anlässe  50 €

 Mit der Gebühr sind die Verbrauchskosten, das Orgelspiel, der Aufwand für 
Ausschmückung und Reinigung abgegolten.* 

(2) Leistungen von Dritten (Auslagen) sind nur zu erstatten, wenn entspre-
chende Kosten der Kirchengemeinde in Rechnung gestellt worden sind. 

(3) Der Gemeindekirchenrat kann bei anderen Veranstaltungen Mieten außer-
halb dieser Ordnung vereinbaren. 

§8
Inkrafttreten

(1) Die Gebührenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtliehen Genehmigung 
am 01.01.2024 in Kraft. Sie wird durch die Kirchengemeinde ortsüblich 
bekannt gemacht. 

(2) Mit lnkrafttreten dieser Gebührenordnung treten alle bisherigen Kasualge-
bührenfestlegungen außer Kraft.

Meiningen, 08.06.2023

Witt 
Leiter Kreiskirchenamt


